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Die Landesdelegiertenkonferenz von Bündnis 90/Die Grünen spricht sich entschieden gegen jede Verschär-1 

fung des Jugendstrafrechts aus, insbesondere gegen die Einführung des sogenannten "Warnschussarres-2 

tes" (kurze Haftstrafe, die neben einer Bewährungsstrafe verhängt wird). Letztere wurde am 18. April durch 3 

das Bundeskabinett beschlossen, wird gerade im Bundestag beraten und wurde von Mecklenburg-4 

Vorpommerns Justizministerin Kuder jüngst begrüßt. Die Landesdelegiertenkonferenz bittet die Landtags-5 

fraktion von Bündnis 90/Die Grünen zu prüfen, ob es ihrerseits Einflußmöglichkeiten gibt, die Anwendung 6 

des „Warnschußarrests“ in Mecklenburg-Vorpommern zu verhindern, und die Bundestagsfraktion, geeignete 7 

Schritte zu unternehmen, um die Einführung des "Warnschussarestes" in das Jugendstrafrecht zu verhin-8 

dern.  9 

 10 


